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Ukraine

Auf Feindfahrt
Ute Weinmann

Der Angriff russischer Grenzschützer 
auf ukrainische Schiffe in der 
Straße von Kertsch ließ den Konflikt 
zwischen Russland und der Ukraine 
erneut eskalieren. Die Präsidenten 
beider Länder versuchen, politisches 
Kapital aus dem Vorfall zu schlagen.

„Drück ihn von rechts!“ Der Blick 
richtet sich von der Brücke des Schiffs 
der russischen Küstenwache hinab 
auf einen Schlepper mit ukrainischem 
Hoheitszeichen. Aus dem Off ertönt 
ein emotional vorgetragener Kraftaus-
druck nach dem anderen, während 
auf dem Video zu sehen ist, wie sich 
das russische Schiff „Don“ in schnel-
ler Fahrt dem wesentlich kleineren 
Schlepper nähert und ihn schließlich 
seitlich rammt.

Schauplatz ist die Straße von 
Kertsch, die das Schwarze Meer mit 
dem Asowschen Meer verbindet. Seit 
der Annexion der Krim im Jahre 2014 
kontrolliert Russland beide Seiten der 
Meerenge, die zwei bewaffnete uk-
rainische Patrouillenboote sowie ein 
Schlepper der Marine erfolglos zu 
passieren versuchten. An jenem 25. 
November kamen auch Schusswaffen 
zum Einsatz, wobei drei ukrainische 
Seeleute Verletzungen davontrugen. 
24 Ukrainer, die gesamte Besatzung 
der Schiffe, wurden festgenommen 
und später nach Moskau überstellt.

Es ist nicht der erste Zwischen-
fall an der Meeresenge zwischen der 
Krim und dem russischen Festland, 

aber es ist der erste, der über eine rei-
ne Drohgebärde hinausreichte. Einem 
weiterhin gültigen Vertrag aus dem 
Jahr 2003 zufolge haben Russland 
und die Ukraine uneingeschränkten 
Zugang zu dem nördlich des Schwar-
zen Meers gelegenen Binnengewässer.

Ob Präsident Poroschenko 
die Selbstdarstellung 
als starker Mann genug 
Stimmen für eine 
Wiederwahl einbringen 
wird, ist ungewiss.

Zugleich beruft sich Russland nun 
jedoch auf das Seerechtsabkommen 
der Vereinten Nationen von 1982, das 
bis 22 Kilometer vom Ufer entferntes 
Seegebiet unter nationale Souveräni-
tät stellt. Seit Mai 2018 verbindet zu-
dem eine 19 Kilometer lange Brücke 
die Krim mit der Halbinsel Taman 
in der russischen Region Krasnodar. 
Auch dies führte auf der ukrainischen 
Seite zu Befürchtungen, dass es zu Be-
schränkungen für die Handelsschiff-
fahrt und entsprechenden finanziel-
len Einbußen kommen könnte. Auch 
die ukrainische Marine stellte sich 
auf Schwierigkeiten ein.

Als zwei Monate vor der jüngsten 
Eskalation zwei ukrainische Marine-
boote auf der gleichen Route Richtung 
Norden fahren wollten, beließ es die 

russische Seite allerdings bei einem 
friedlichen Begleitmanöver. Danach 
erklärte Kapitän Dmitrij Kowalenko, 
der die Operation auf ukrainischer 
Seite leitete, seine Mannschaft habe 
ihr an Bord befindliches Kriegsge-
rät geladen und hätte im Notfall 
zurückgeschossen.

Russlands Regierung interpretiert 
den jüngsten Vorfall als Provokation. 
Die drei ukrainischen Marineschiffe 
seien ohne Ankündigung in zeitweise 
gesperrte russische Hoheitsgewässer 
eingedrungen und hätten auf Ver-
warnungen nicht reagiert. Präsident 
Wladimir Putin sprach gar von einem 
„Schmierentheater“ zur Verschärfung 
des russisch-ukrainischen Konflikts. 
Unter der ukrainischen Besatzung hät-
ten sich zwei Angehörige des Geheim-
dienstes SBU befunden, die gestanden 
haben sollen, dass ein Vorwand für 
die Ausrufung des Kriegsrechts in der 
Ukraine geliefert werden sollte.

Der russische Geheimdienste FSB 
veröffentlichte Videofragmente von 
Befragungen festgenommener ukra-
inischer Besatzungsmitglieder. Drei 
von ihnen bestätigen den vorsätzli-
chen Charakter des ihnen zur Last 
gelegten illegalen Grenzverstoßes. Ei-
nen Schießbefehl hatten sie offenbar 
nicht – oder sie haben sich über ihn 
hinweggesetzt.

Dmitrij Kisseljow, der Leiter der 
staatlichen Medienholding „Russland 
heute“ und als Fernsehmoderator das 
wichtigste Sprachrohr der russischen 

Regierung, brachte noch eine weitere 
These ins Spiel. Die Provokation habe 
unter anderem das Ziel verfolgt, ein 
geplantes Treffen zwischen Putin und 
dem US-Präsidenten Donald Trump 
während des G20-Gipfels in Argentini-
en platzen zu lassen.

Tatsächlich sagte Trump das Tref-
fen ab, allerdings nicht ohne den 
Kreml-Propagandisten Anlass für ei-
nen kleinen Triumph am Rande zu 
bieten. Trump habe, so ein Mitglied 
des russischen Oberhauses, Konstan-
tin Kosatschow, seine Absage damit 
begründet, dass die ukrainischen 
Schiffe und Seeleute nicht von Russ-
land in die Ukraine zurückgekehrt 
seien. Da die Marineboote im Hafen 
von Kertsch, also auf der Krim, liegen, 
sei diese Formulierung die langer-
sehnte Anerkennung der Krim als rus-
sisches Territorium. Weltweites Auf-
sehen erregte die Episode allerdings 
nur wegen des harten Eingreifens der 
russischen Grenzflotte.

Der ukrainische Präsident Petro 
Poroschenko nutzte die Gelegenheit 
und ließ in zehn Regionen für vorerst 
30 Tage das Kriegsrecht ausrufen. Da-
mit handelte er sich auch innenpoli-
tisch viel Kritik ein. So warnten die 
drei ersten demokratischen gewähl-
ten Präsidenten der Ukraine, Leonid 
Krawtschuk, Leonid Kutschma und 
Wiktor Juschtschenko, in einer ge-
meinsamen Erklärung vor einer „radi-
kalen Einschränkung der Bürgerrech-
te“ wie dem Recht des Präsidenten, 
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Großveranstaltungen wie Demons- 
trationen zu verbieten und die Arbeit 
von Parteien einzuschränken. Und der 
ukrainische Journalist Maxim Eristavi 
schrieb in der „Washington Post“, die 
Entscheidung, das Kriegsrecht einzu-
führen, könnte Putin bei seinen dest-
ruktiven Zielen in der Ukraine „besser 
von Nutzen sein als sein militärisches 
Taktieren“.

Die drei ersten demo-
kratischen gewählten 
Präsidenten der Ukraine 
warnten in einer  
gemeinsamen Erklärung 
vor einer „radikalen  
Einschränkung der  
Bürgerrechte“.

Im Parlament hat Poroschenkos 
Initiative dennoch die nötige Mehrheit 
erhalten. Dessen Aussichten auf eine 
Wiederwahl bei den für Ende März 
2019 geplanten Präsidentschaftswah-
len sind bislang schlecht – Beobachter 
halten es gar für unwahrscheinlich, 
dass er es bis in die Stichwahl schafft. 
Ob ihm die wiederholte Selbstdarstel-
lung als starker Mann genug Stim-
men einbringen wird, ist keineswegs 
gewiss, doch wäre ihm durchaus 
zuzutrauen, seine Amtszeit über Not-
standsregelungen wie die eben ver-
fügte zu verlängern.

Bislang allerdings sollen die mit 
dem Kriegsrecht verbundenen gesetz-
lich vorgesehenen Einschränkungen 
nur im Falle eines russischen Mili-
tärangriffs auf das Land gelten; auch 
am Wahltermin hält das Parlament 
fest. Eine Teilmobilisierung von Re-
servisten ist dennoch jetzt schon vor-
gesehen. Wie zu erwarten, schürten 
zudem ukrainische Nationalisten mit 
lautstarken Protesten antirussische 
Ressentiments. Konkrete Auswirkun-
gen auf das angespannte ukrainisch-
russische Verhältnis sind bereits ab-
sehbar. Zunächst gilt bis auf wenige 
Ausnahmen ein Einreiseverbot für 
männliche russische Staatsbürger 
zwischen 16 und 60 Jahren in die 

Ukraine. Auch Frauen werden an der 
Grenze abgewiesen und müssen sich 
auf verschärfte Kontrollen einstellen. 
Dabei bleibt Russland der wichtigste 
Handelspartner der Ukraine.

Die Europäische Union hofft auf 
Gespräche zur Deeskalation des 
Konflikts und denkt vorerst auch 
nicht über neue Sanktionen gegen 
Russland nach. Poroschenko wurde 
nach seiner Bitte um militärische 
Unterstützung bei der Nato und in 
Deutschland eine klare Abfuhr er-
teilt. Die Nato unterstützt zwar die 
Ukraine, will aber keine Kriegsschif-
fe entsenden.

Die jüngste Episode könnte im Üb-
rigen auch als Warnsignal Russlands 

an die Ukraine verstanden werden, 
um den geplanten Ausbau des Han-
delshafens in Berdjansk zu einem Ma-
rinestützpunkt zu verhindern. Berd-
jansk liegt am ukrainischen Nordufer 
des Asowschen Meers. Es mag sein, 
dass Strategen im Kreml bereits Nato-
Schiffe durch russische Binnengewäs-
ser fahren sehen.

Ute Weinmann arbeitet als freie Publizistin 
und lebt in Moskau.

Die Straße von Kertsch: Es war nicht der erste Zwischenfall an der Meeresenge 
zwischen der Krim und dem russischen Festland, aber der erste, der über eine 
reine Drohgebärde hinausreichte. Am Sonntag vor einer Woche hatte ein russisches 
Küstenwachboot ein Schiff der ukrainischen Marine gerammt. Der Schlepper sowie 
zwei weitere ukrainische Patrouillenboote wurden anschließend aufgebracht.
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Umverteilung für die woxx

Auch die woxx will ihren Anteil an den großartigen 
Wahlgeschenken, die von der neuen Regierung verspro-
chen worden sind. Pünktlich zur Mindestlohnerhöhung 
am 1. Januar passen wir die Abopreise an. Dass wir un-
seren Abonnent*innen gleich einen Sprung von 90 auf 
103 Euro für das normale Jahresabo zumuten, hat vor 
allem zwei Gründe. Zum einen gilt der aktuelle Abo-
preis seit Oktober 2012. Da hieß der Premier noch Jean-

Claude Juncker – wer kann oder mag sich noch an 

diese Zeiten erinnern? Zum anderen muss die woxx ihr 
Geschäftsmodell umkrempeln. Seit die Oekofoire abge-
schafft wurde, ist unsere Anzeigen-Geldquelle ziemlich 
ausgetrocknet. Deshalb holen wir uns das Geld bei de-
nen, die sich am wenigsten wehren können: unseren 
Leser*innen. Kleiner Tipp: Wer noch kein Abo hat, oder 
wem noch kein originelles Weihnachtsgeschenk einge-
fallen ist, kann die woxx für sich oder seine Bekannten 
noch bis zum 31.12. über abo.woxx.lu zu den alten Kon-
ditionen abonnieren.


